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POLITISCHE, WIRTSCHAFTLICHE UND  
SOZIALE RAHMENBEDINGUNGEN

POLITISCHE ENTWICKLUNG

Wie in den meisten europäischen Ländern hat sich auch in Ir-
land die politische Lage im letzten Jahrzehnt häufig verän-
dert. Allerdings hat dies eine etwas andere Form angenom-
men als anderswo. Irland war eines der Länder, die nach dem 
Zusammenbruch des Banken- und Bausektors seit 2008 von 
der Finanzkrise am härtesten getroffen wurden. Das Land 
musste durch den IWF, die EZB und die Europäische Kommis-
sion (zusammen die »Troika«) »gerettet« werden. Bei der Par-
lamentswahl von 2011 erlitt die Regierungspartei Fianna Fáil, 
die traditionell größte politische Partei im Land, erhebliche 
Verluste. Die Nachfolgeregierung, eine Koalition aus Fine Ga-
el (der traditionell zweitgrößten Partei) und der Labour Party 
(der dritten traditionellen Kraft in der irischen Politik), hatte 
die Aufgabe, den größten Teil der Sparmaßnahmen umzuset-
zen, die eine Bedingung für das finanzielle Unterstützungspa-
ket der Troika waren. Dazu gehörten nicht nur starke Ein-
schnitte bei den öffentlichen Ausgaben und der sozialen Si-
cherheit, sondern auch erhebliche Lohnkürzungen im öffent-
lichen Sektor. Nachdem das irische Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) 2007 real noch mehr als fünf Prozent gestiegen war, 
sank es 2009 um denselben Wert. Die Arbeitslosenquote 
schoss von unter fünf Prozent im Januar 2007 auf über 15 
Prozent im Januar 2012 nach oben. Allerdings erholte sich die 
Wirtschaft schnell. Bis zur Wahl von 2016 hatte Irland das EU-
IWF-Programm verlassen, die Arbeitslosigkeit war auf unter 
acht Prozent gefallen, das jährliche BIP-Wachstum lag bei 
über neun Prozent, und die öffentlichen Finanzen bewegten 
sich solide im Rahmen der EU-Haushaltsziele.

Die Wahl von 2016 führte zu keiner klaren Mehrheit für eine 
bestimmte Partei oder Koalitionsgruppe. Die Hauptverliererin 
war die Labour Party. Die Wähler_innen schienen ihr die 
Schuld für die Folgen der Sparmaßnahmen zu geben, und sie 
verlor massiv an Zuspruch. Fine Gael bildete eine Minderheits-
regierung. Von 2016 bis zum Ausbruch der Covid-19-Pande-
mie wurde das politische Umfeld in Irland fast vollständig 

durch den Brexit dominiert. Das Land war von der der briti-
schen Entscheidung, die EU zu verlassen, politisch, wirtschaft-
lich und kulturell am stärksten betroffen. Während sich die 
Wirtschaft weiter erholen konnte (Anfang 2020 fiel die Ar-
beitslosigkeit auf unter fünf Prozent), sorgte die Parlaments-
wahl vom Februar 2020 für einen neuen Schock, als die links-
gerichtete Sinn Féin (eine politische Partei mit traditionellen 
Verbindungen zur Irisch-Republikanischen Armee) eine Re-
kordzahl von Sitzen gewinnen konnte – was letztlich zu einem 
dreifachen Patt zwischen den traditionellen (Mitte-/Mit-
te-Rechts-) Parteien der Fianna Fáil und Fine Gael sowie der 
Sinn Féin führte. Die Labour Party konnte nur weniger als fünf 
Prozent der Stimmen gewinnen. Das Patt führte dazu, dass Ir-
land eine »Übergangsregierung« erhielt, bis die traditionellen 
Rivalen Fianna Fáil und Fine Gael im Juni 2020 mit Unterstüt-
zung der Grünen Partei eine neue Regierung bildeten. In ih-
rem Programm verpflichtet sich die neue Regierung unter an-
derem dazu, in der Abteilung des Taoiseach (Premierminister) 
ein neues Referat zu schaffen, um den sozialen Dialog zu ko-
ordinieren und neue Modelle sektoraler Beteiligung zu entwi-
ckeln. 

So bewegte sich Irland von einem wirtschaftlichen Boom 
(2000–2007) über einen wirtschaftlichen Zusammenbruch 
(2008–2015) und eine wirtschaftliche Erholung (2016–2020) 
hin zu wirtschaftlicher Unsicherheit (Brexit /   Covid-19). Bemer-
kenswert ist, dass Parteien mit rechtsextremen Programmen 
bei der Wahl von 2020 keine Unterstützung bekamen und 
stattdessen die Linke gestärkt wurde.

WIRTSCHAFTLICHE UND SOZIALE LAGE

Wie oben erwähnt, war die wirtschaftliche Lage in Irland im 
letzten Jahrzehnt sehr wechselhaft. Obwohl die Wirtschaft 
und die öffentlichen Finanzen Anfang 2020 (bei geringer Ar-
beitslosigkeit und starkem Wirtschaftswachstum) sehr robust 
waren, gab es auch viele Risiken. Vor dem Covid-19-Aus-
bruch war die größte Sorge, was nach einem »No-Deal«- Bre-
xit ohne Austrittsabkommen geschehen könnte. Dass Ende 
2020 zwischen Großbritannien und der EU ein solches Ab-
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kommen erzielt wurde, stieß auf allgemeine Erleichterung, 
obwohl es weiterhin politische und wirtschaftliche Schwierig-
keiten bei der Umsetzung des »Nordirlandprotokolls« gab. 
Die Reaktionen auf die Wahl des neuen US-Präsidenten Biden 
(der irischer Abstammung, ein ausgesprochener Brexit-Kriti-
ker und ein Unterstützer der gewerkschaftlichen Rechte ist) 
waren sehr positiv, da Irland eine kleine, offene und exporto-
rientierte Volkswirtschaft ist, die stark von ausländischen Di-
rektinvestitionen abhängt, insbesondere von jenen aus den 
USA. Amerikanische Konzerne in den Sektoren Pharmazie 
(wie Pfizer oder Amgen) und Technologie (wie Google oder 
Apple) haben in Irland große Niederlassungen und beschäfti-
gen eine erhebliche Anzahl von Menschen. Allerdings kritisie-
ren Irlands EU-Partner schon seit langem die irische Steuerpo-
litik für solche Unternehmen. Die EU-Kommission hat Apple 
dazu verurteilt, über 13 Milliarden Euro »illegaler Steuervor-
teile« an den irischen Staat zu zahlen. Die irische Regierung 
lehnt die Auffasssung, sie habe widerrechtliche Hilfe geleistet, 
ab. Das Thema wird letztlich wohl vom Europäischen Ge-
richtshof geklärt.

Die Wahl vom Februar 2020 hat verdeutlicht, dass trotz star-
ker Wirtschaftsleistung allgemein davon ausgegangen wird, 
dass die makroökonomischen Erfolge nicht auf allen gesell-
schaftlichen Ebenen spürbar gewesen sind. Es herrscht eine 
erhebliche Unzufriedenheit über den Wohnungsmangel (und 
den damit verbundenen Anstieg der Obdachlosigkeit) sowie 
die gefühlte Krise im öffentlichen Gesundheitswesen.
 
Der Ausbruch der Covid-19-Pandemie hat der irischen Wirt-
schaft natürlich einen heftigen Schlag versetzt. Irland hat ei-
nen der härtesten Coronavirus-Lockdowns der Welt verhängt, 
der im globalen »Stringenz-Index« der Universität von Oxford 
regelmäßig ganz oben stand und durch umfassende Schlie-
ßungen von Betriebsstätten sowie Ausgangsbeschränkungen 
geprägt war. Die beiden großen Maßnahmen zur Einkom-
mensunterstützung während der Pandemie, das Lohnsubven-
tionsprogramm (Employment Wage Subsidy Scheme, EWSS, 
zur Unterstützung von Arbeitgebern bei der Fortbeschäfti-
gung ihrer Belegschaft) und die Pandemie-Arbeitslosenunter-
stützung (Pandemic Unemployment Payment, PUP, die jenen 
ausbezahlt wird, die pandemiebedingt arbeitslos wurden), 
wurden bis mindestens Mitte 2021 ausgeweitet, übersteigen 
aufgrund der Strenge der Restriktionen aber die Haushalts-
prognosen. Auch die Aussetzung des Rechts, Arbeitnehmer_
innen in Freistellung oder Kurzarbeit zu entlassen, wurde bis 
mindestens Mitte 2021 verlängert.

GEWERKSCHAFTSPOLITSCHER KONTEXT 

Die Gewerkschaftsbewegung in Irland war für die politischen 
Entwicklungen der letzten Jahrzehnte von zentraler Bedeu-
tung. Zwischen 1987 und 2010 wurden zwischen den Ge-
werkschaften, den Arbeitgebern und dem Staat eine Reihe 
von Sozialverträgen geschlossen (»Sozialpartnerschafts«-Pro-
zess). Diese Abkommen galten jeweils für drei Jahre und kon-
zentrierten sich auf die Löhne (für den öffentlichen und den 
gewerkschaftlich organisierten privaten Sektor), die Steuerre-
formen und einige andere sozioökonomische Themen. Ob-

wohl diese Verträge rechtlich nicht bindend waren, spielte die 
irische Gewerkschaftsbewegung während einer Zeit beispiel-
losen wirtschaftlichen Erfolgs und historisch geringer indust-
rieller Konflikte eine stark institutionalisierte und staatlich un-
terstützte Rolle bei der sozioökonomischen Verwaltung.

Nach der Wirtschaftskrise ab 2008 brachen die Versuche, ei-
ne neue soziale Partnerschaft auszuhandeln, zusammen. Im 
März 2010 schlossen die Gewerkschaften des öffentlichen 
Sektors mit den Arbeitgebern eine neue, vierjährige Verein-
barung für den öffentlichen Dienst ab. Dies war der erste in 
einer Reihe solcher Verträge im öffentlichen Dienst, mithilfe 
derer die öffentlichen Finanzen (durch Lohnkürzungen und 
freiwilligen Personalabbau) stabilisiert und, in jüngerer Zeit, 
die Kürzungen während der Troika-Jahre zurückgefahren 
werden sollten. Der jüngste Vertrag, Building Momentum, 
wurde von den Gewerkschaften des öffentlichen Sektors An-
fang 2021 geschlossen und gilt bis Ende 2022. Er beinhaltet 
bescheidene jährliche Lohnerhöhungen für Angestellte des 
öffentlichen Dienstes (ein Prozent) und einen »sektoralen 
Verhandlungsfonds« (in Höhe von einem Prozent der Grund-
gehälter), um mit grad- oder sektorspezifischen Forderungen 
im öffentlichen Dienst umgehen zu können. 

Ende 2016 gründete die Regierung das Wirtschaftsforum für 
Arbeit und Arbeitgeber (LEEF, Labour Employer Economic Fo-
rum). Es sollte einen Raum schaffen, in dem sich die großen 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände treffen können, 
um über gemeinsame, die Wirtschaft, den Arbeitsmarkt und 
die Beschäftigungsbeziehungen betreffende Interessenge-
biete zu diskutieren. Wichtig ist dabei, dass sich die Sozial-
partner nach den Diskussionen innerhalb des LEEF auf ein 
Protokoll zur sicheren Rückkehr an den Arbeitsplatz (Return 
to Work Safely Protocol) einigten, um Arbeitgeber und Be-
schäftigte zu unterstützen sowie Maßnahmen zu treffen, mit 
denen bei einer Öffnung der Wirtschaft die Verbreitung von 
COVID-19 am Arbeitsplatz verhindert werden kann. Dieses 
Protokoll wurde im November 2020 erneuert.

Daher spielen die irischen Gewerkschaften auf nationaler po-
litischer Ebene auch weiterhin eine wichtige Rolle als bedeu-
tende Akteure innerhalb der sozioökonomischen Verwaltung. 
Wichtig ist dabei, dass die Pandemie das Bedürfnis (mancher) 
Arbeitgeber nach tieferem Sozialen Dialog verstärkt zu haben 
scheint. Die Irish Business and Employers Confederation (IBEC, 
die größte Organisation zur Arbeitgebervertretung) hat zu ei-
nem umfassenderen Sozialdialogmodell aufgerufen, das sie 
in einer Zeit der Krise und Erholung für wichtig hält. 

GEWERKSCHAFTEN IN IRLAND –  
DATEN UND FAKTEN 

HISTORISCHE ASPEKTE

Die Geschichte der irischen Gewerkschaften kann bis ins 18. 
Jahrhundert zurückverfolgt werden. Damals wurden lokale 
»Handwerksgesellschaften« gegründet, die Maurer, Drucker 
und andere Handwerker vertraten. Bevor Irland 1922 von 
Großbritannien unabhängig wurde, spiegelten die Entwick-
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lungen häufig diejenigen im Königreich wider, wo Gewerk-
schaften entstanden, in denen sich Facharbeiter_innen, Bahn-
arbeiter_innen und sonstige Arbeiter_innen organisierten. 
1894 wurde der Irische Gewerkschaftskongress (ITUC, Irish 
Trade Union Congress) gegründet, und 1912 folgte der politi-
sche Arm der Gewerkschaftsbewegung, der Irische Arbeiter-
partei- und Gewerkschaftskongress (ILPTUC, Irish Labour 
Party and Trade Union Congress). 

In den 1940ern trennten sich die in Irland ansässigen Ge-
werkschaften von ihren britischen Kollegen und bildeten 
1945 den Kongress der Irischen Gewerkschaften. 1959 verei-
nigten sich dann die Gewerkschaftsverbände im Norden und 
Süden Irlands zum Irischen Gewerkschaftskongress (ICTU, 
Irish Congress of Trade Unions). Bis heute ist der ICTU eine der 
bedeutendsten gesamtirischen Institutionen, und trotz seiner 
historischen Verbindungen ist er mit keiner bestimmten poli-
tischen Partei verknüpft.

1980 erreichte der Anteil der in Gewerkschaften organisier-
ten Arbeitnehmer_innen in Irland einen Höhepunkt von etwa 
62 Prozent (obwohl die insgesamt höchste Mitgliederzahl erst 
2009 mit etwa 612.000 verzeichnet wurde). Gemeinsam mit 
dem Aufstieg von Thatcher und Reagan in Großbritannien 

und den USA führte die Rezession der 1980er zu einer Strate-
gie des sozialen Dialogs (siehe oben), die von 1987–2010 an-
dauerte. Zu den bedeutenden rechtlichen Interventionen der 
letzten Jahre gehörte das Industriegesetz (Industrial Relations 
Act) von 1990, das den Umgang mit Handelskonflikten regelt, 
und die Industrial Relations (Amendment) Acts 2001–2015, 
die den rechtlichen Rahmen für die irischen Tarifverhandlun-
gen setzen. 

GEWERKSCHAFTSLANDSCHAFT

Der ICTU ist der einzige Gewerkschaftsverband in Irland, ihm 
gehören 43 einzelne Gewerkschaften an. Obwohl er bei den 
Beziehungen zur Regierung eine wichtige Rolle spielt, ist er 
ein Zusammenschluss unabhängiger und autonomer Ge-
werkschaften und legt seine Mitglieder nicht kategorisch fest. 
Das bei weitem größte Mitglied im ICTU ist die SIPTU, eine all-
gemeine Gewerkschaft, die etwa ein Drittel der ICTU-Mit-
glieder in sich vereint. Der SIPTU gehören Arbeitnehmer_in-
nen aus vielen industriellen Bereichen im privaten und öffent-
lichen Sektor an. Die größte Gewerkschaft für den öffentli-
chen Dienst ist die Fórsa, die 2018 aus dem Zusammenschluss 
dreier Einzelgewerkschaften, der IMPACT, der Civil, Public 

Branchenverband / Gewerkschaft Dachverband Vorsitz / stv. Vorsitz Mitglieder
Internationale 

Mitgliedschaften 

Services, Industrial, Professional and Technical 

Union, SIPTU (Dienstleistungen, Industrie, 

Facharbeiter und technische Berufe)

ICTU Joe Cunningham 180 000

BWI, EFBH; IUF, EFFAT; 

IndustriAll Global,  

IndustriAll Europe

Fórsa (öffentlicher Dienst) ICTU Kevin Callinan 89 000 PSI, EPSU, UNI, UNI Europa

Irish Nurses and Midwives Organisation, INMO 

(Krankenschwestern und Hebammen)
ICTU Phil NÍ Sheaghdha 39 150

ICN (International Council  

of Nurses)

Connect (Bau, Elektrik und Technik) ICTU Paddy Kavanagh 39 000 IndustriAll, IndustriAll Europe

Mandate (Einzelhandel) ICTU Gerry Light 33 460 UNI, UNI Europa

Tabelle 2
Die wichtigsten Branchenverbände bzw. Einzelgewerkschaften in Irland

Dachverband Vorsitz / stv. Vorsitz Mitglieder
Internationale 

Mitgliedschaften 

Irish Congress of Trade Unions, ICTU 

(Irischer Gewerkschaftskongress)

Generalsekretärin: Patricia King

Stv. Generalsekretär: Owen Reidy

Republik Irland: 517 830 

Nordirland (Teil des UK): 196 024 

Gesamt: 713 854

IGB, EGB

Tabelle 1
Die wichtigsten gewerkschaftlichen Dachverbände in Irland



FES BRIEFING

4

and Services Union (CPSU) und der Public Service Executive 
Union (PSEU) entstanden ist. Die anderen drei größten Ge-
werkschaften sind die Connect (die 2018 aus dem Zusam-
menschluss der Techniker-, Ingenieurs- und Elektrikergewerk-
schaft TEEU mit der irischen Abteilung der ehemaligen briti-
schen UCATT-Baugewerkschaft hervorging); die Irische Orga-
nisation für Krankenpfleger_innen und Hebammen (INMO, 
Irish Nurses and Midwives Organisation) und die Einzelhan-
delsgewerkschaft Mandate. 

ARBEITSBEDINGUNGEN DER GEWERKSCHAFTEN

Was die gemeinsamen Beschäftigungsrechte angeht, ge-
währt Irland für Tarifverhandlungen und Arbeitnehmer_in-
nenvertretung nur einen bemerkenswert schwachen Schutz. 
Die irische Verfassung schützt zwar das Recht auf Versamm-
lungsfreiheit, aber die Gewerkschaften im Land haben kein 
Anrecht darauf, von Arbeitgebern als Verhandlungspartner 
akzeptiert zu werden. Also steht es Arbeitnehmer_innen 
zwar frei, einer Gewerkschaft beizutreten, aber sie können 
nicht darauf bestehen, dass ihr Arbeitgeber mit dieser Ge-
werkschaft über ihren Lohn und ihre Arbeitsbedingungen 
verhandelt. Daher werden die Tarifverhandlungen in Irland als 
normativ betrachtet. Tarifverträge sind normalerweise nicht 
gesetzlich durchsetzbar, da sie meist kein Rechtsverhältnis 
schaffen. Die Verträge können dadurch rechtlich bindend 
werden, dass sie beim Arbeitsgericht registriert und damit zu 
Registrierten Beschäftigungsverträgen (REA, Registered Em-
ployment Agreements) werden. Sie binden dann nur die Ar-
beitnehmer_innen und Arbeitgeber_innen, die auch Ver-
tragsparteien sind.

Lohn, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und Pensionspläne 
werden durch Sektorale Beschäftigungsanweisungen (SEO, 
Sectoral Employment Orders) abgedeckt (die Erga-Omnes-
Effekte haben). Diese können von einer Gewerkschaft (allein 
oder gemeinsam mit einer Arbeitgeberorganisation) bean-
tragt werden und sind besonders in den Sektoren des Bauwe-
sens, der Mechanik und der Elektrotechnik von Bedeutung. 
2021 wird das Oberste Gericht Irlands nach einer Beschwerde 
einer Gruppe von Arbeitgebern im elektrotechnischen Sektor 
entscheiden, ob das SEO-System mit der Verfassung in Ein-
klang steht. Wie dieser Fall ausgeht, wird auf die Festlegung 
gemeinsamer Standards in Irland erhebliche Auswirkungen 
haben. 

Gemeinsame Arbeitskomitees (JLC, Joint Labour Committees) 
sind soziale Partnerschaften, die sich in bestimmten Sektoren, 
wo es kaum oder gar keine Tarifverhandlungen gibt und wo 
eine erhebliche Anzahl prekärer Arbeitnehmer_innen be-
schäftigt sind, auf Mindestlöhne einigen. Sie sind besonders 
in Bereichen wie dem Einzelhandel, der Gastronomie und 
dem Hotelgewerbe wichtig. Momentan sind aber nur im Rei-
nigungsgewerbe und bei den Sicherheitsdiensten bedeuten-
de JLC tätig. 

Neben den gesetzlichen Anforderungen der EU (z. B. durch 
Europäische Betriebsräte) gibt es in Irland kein entwickeltes 
System zur Arbeitnehmer_innenbeteiligung, das etwa mit 

dem deutschen Betriebsratsmodell vergleichbar wäre, und 
außer in einigen wenigen Staatsunternehmen bestehen keine 
Rechte für die Vertretung von Arbeitnehmer_innen im Auf-
sichtsrat. Tatsächlich erhielten die Europäischen Betriebsräte 
in Irland nur wenig Aufmerksamkeit. Nach dem Austritt 
Großbritanniens aus der EU scheint es allerdings, dass immer-
hin die Hälfte der schätzungweise 200 britischen Europäi-
schen Betriebsräte ihre rechtliche Basis nach Irland verlegt ha-
ben, darunter jene von Unternehmen wie HP, Oracle, GE und 
Emerson. Die Durchführung der entsprechenden Gesetzge-
bung in Irland wird deshalb wahrscheinlich erneut überprüft 
werden. 

Im Rahmen der Industrial Relations (Amendment) Acts 2001– 
2015 werden Verfahren festgelegt, anhand derer die Gewerk-
schaften für ihre Mitglieder, deren Arbeitgeber keine Ge-
werkschaften als Verhandlungspartner akzeptieren, in Bezug 
auf Löhne, Arbeitsbedingungen und Konfliktlösung spezielle 
Streitigkeiten austragen können – letztlich mittels eines recht-
lich bindenden Beschlusses des Arbeitsgerichts. Dieses Ge-
setz ist umstritten, da es von den Arbeitgebern als Bruch des 
»voluntaristischen« irischen Modells betrachtet wird und vie-
le Gewerkschaften meinen, es biete keinen Weg hin zu ech-
ten Tarifverhandlungen. Im letzten Jahrzehnt wurde es nur 
selten genutzt. 

Die irische Regierung hat angekündigt, eine Arbeitsgruppe 
einzuberufen, die die Tarifverhandlungen und die Beziehun-
gen zur Industrie in Irland überprüfen (und bis Anfang 2022 
Bericht erstatten) soll. Dazu gehört auch das Thema der An-
erkennung der Gewerkschaften und des Tarifverhandlungs-
prozesses. 

GEWERKSCHAFTEN UND IHRE KERNAUFGABEN

In der Praxis sind die Tarifverhandlungen im öffentlichen Sek-
tor zentralisiert: Löhne und Arbeitsbedingungen werden 
zwischen dem Komitee für Öffentliche Dienstleistungen des 
ICTU und den öffentlichen Arbeitgebern ausgehandelt (für 
die natürlich letztlich die Regierungen verantwortlich sind). 
Seit 2010 werden die Löhne und Bedingungen für öffentliche 
Angestellte durch die Vereinbarungen für den Öffentlichen 
Dienst festgelegt.

Im privaten Sektor (der, wie oben umrissen, einigen sektora-
len Mechanismen unterliegt), finden die Verhandlungen auf 
Unternehmensebene statt (aber die Arbeitgeber sind, wie ge-
sagt, rechtlich nicht zur Verhandlung mit einer Gewerkschaft 
verpflichtet). Die Verhandlungspunkte sind meist relativ be-
grenzt und beschränken sich auf Löhne, Arbeitszeit und Pen-
sionen. Vor dem Ausbruch von Covid-19 hat die SIPTU ver-
sucht, die Lohnverhandlungen im Produktionssektor zu koor-
dinieren und über einen zwölfmonatigen Zeitraum etwa zwei 
Prozent Lohnsteigerungen durchzusetzen. Im Laufe des Jah-
res 2020 sind die Verhandlungsaktivitäten erheblich zurück-
gegangen, obwohl in den Sektoren der chemischen, pharma-
zeutischen und medizintechnischen Industrie einige Tarifver-
träge (mit durchschnittlichen Erhöhungen von 2,5 Prozent) 
abgeschlossen wurden.
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Wie in vielen anderen Ländern sind auch in Irland die zuneh-
menden prekären Arbeitsverhältnisse, vor allem im Einzel-
handel und im Dienstleistungsbereich, ein großes Problem. 
Die Gewerkschaft Mandate beispielsweise hat mit vielen 
großen Einzelhändlern »Pflichtstunden«-Regelungen ausge-
handelt (wobei Teilzeitbeschäftigte Anspruch auf eine höhe-
re Zahl von Mindestarbeitsstunden haben). Ebenso gab es in 
Irland eine große politischen Debatte über die »Scheinselb-
ständigkeit«, bei der der Beschäftigungsstatus falsch klassi-
fiziert ist, und ihre Auswirkungen auf die Arbeitnehmer_in-
nenrechte sowie die staatliche Besteuerung und Sozialversi-
cherung. Hier wurde die Aufmerksamkeit besonders auf die 
sogenannten »abhängig Selbständigen« gerichtet (zu de-
nen auch Plattformarbeiter_innen gehören).

Im letzten Jahrzehnt gab es besonders viele Streiks im öffent-
lichen Transportwesen, und kürzlich gab es einen großen Ar-
beitskampf im Pflegebereich. Insgesamt ist das Streikniveau 
in Irland – relativ betrachtet – aber weiterhin auf historisch 
niedrigem Niveau. Sympathiestreiks und politische Streiks 
sind in Irland gesetzlich verboten. 

GEWERKSCHAFTEN UND IHR (POLITISCHES) GEWICHT

Irische Gewerkschaften (und der ICTU) sind nicht auf die Art, 
wie man sie in vielen anderen europäischen Ländern findet, 
mit einer bestimmten politischen Partei verbunden. Beispiels-
weise unterhält die SIPTU einen politischen Fonds (dem Mit-
glieder freiwillig beitreten können). Dieser ist für jedes Mit-
glied verfügbar, das für eine beliebige politische Partei oder als 
Unabhängiger bei Wahlen antritt – unter der Bedingung, dass 
es eine Verpflichtung unterzeichnet, die Politik der Gewerk-
schaft zu unterstützen. Trotzdem hat die Gewerkschaftsbe-
wegung, wie oben beschrieben, weiterhin erheblichen politi-
schen Einfluss. Einen »thatcheristischen« Angriff gegen die 
gewerkschaftlichen Rechte wie in Großbritannien hat es nie 
gegeben, und bis heute wurde in Irland keine nennenswerte 
öffentliche Politik gegen Gewerkschaften geführt. Ihre Legiti-
mität wurde von keiner politischen Partei in Frage gestellt. Auf 
nationaler (im öffentlichen Dienst und im LEEF) und sektoraler 
Ebene (beispielsweise über die Teilnahme an JLCs) spielt die 
Gewerkschaftsbewegung weiterhin eine wichtige politische 
Rolle. Sie hat Vertretungsrechte bei allen wichtigen staatlichen 
Organen zur Beschäftigungsregulierung, beispielsweise:

	– 	der Kommission für Arbeitsbeziehungen, die 2015 ge-
gründet wurde und die Körperschaft ist, die in erster Ins-
tanz individuelle arbeitsrechtliche Streitigkeiten bearbeitet. 
Zu ihr gehören die Arbeitsinspektion und ein Mediations-, 
Versöhnungs- und Beratungsdienst;

	– dem Arbeitsgericht, das sich (auf Antrag) mit einzelnen 
Streitigkeiten und der gemeinsamen gerichtlichen Weiter-
gabe von Streitigkeiten beschäftigt;

	– 	der Gesundheits- und Sicherheitsbehörde, die berufliche 
Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften durchsetzt, Un-
fallvorbeugung fördert und über sämtliche Sektoren hin-
weg Informationen und Beratung anbietet.

Darüber hinaus wurde 2015 per Gesetz eine Niedriglohnkom-
mission eingeführt, die aus Vertretern der Gewerkschaften, 
der Arbeitgeber und unabhängiger Akademiker_innen be-
steht und die dafür zuständig ist, Empfehlungen zur Erhö-
hung des nationalen Mindestlohns zu geben. Die aktuelle Re-
gierung hat versprochen, diese Körperschaft zu überarbeiten, 
um sie zu einer »Kommission für gerechte Löhne« umzuge-
stalten.

Prof. Michael Doherty, Leiter der juristischen Abteilung der 
sozialwissenschaftlichen Fakultät der Maynooth University, 
Co Kildare, Irland
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